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Rundschreiben   V/2004

Auswirkungen des Gesetzes zur Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und in Tagespflege (KiföG M-V) vom 01. April 2004 (GVOBl. M-V S. 146) auf die Leistungsentgelte der Sonderkindergärten und Sondergruppen für sinnesbehinderte, körperbehinderte und mehrfachbehinderte Kinder nach § 93 Abs. 2 BSHG und die Forderung der häuslichen Ersparnis gemäß § 43 Abs. 2 Nr. 1 BSHG
Sehr geehrte Damen und Herren

Nach § 21 Abs. 5 und 6 Satz 1 KiföG M-V, welches am 01.08.2004 in Kraft trat, tragen die Eltern die Verpflegungskosten, soweit diese nicht der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe nach Abs. 6 zu übernehmen hat. Dieser ist zur Übernahme des Elternbeitrages einschließlich der Verpflegungskosten abzüglich der häuslichen Ersparnis nach § 21 Abs. 6 Satz 1 KiföG M-V nur verpflichtet, soweit den Eltern eine Kostenbeteiligung nicht oder nur anteilig zuzumuten ist.

Eine Kostenübernahme im Rahmen der Sozialhilfe scheidet nach der ab dem 01.08.2004 geltenden Rechtslage grundsätzlich aus. Die Verpflegung ist nicht mehr Gegenstand der Leistungen nach dem BSHG bzw. ab dem 01.01.2005 des SGB XII, da sie nunmehr vorrangig durch die Eltern bzw. den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe zu übernehmen ist und Sozialhilfe insoweit gemäß § 2 Abs. 2 Satz 1 BSHG nachrangig ist. Nach § 2 Abs. 2 Satz 1 BSHG werden Verpflichtungen anderer, besonders Unterhaltspflichtiger oder der Träger anderer Sozialleistungen, durch das BSHG nicht berührt.

Aufgrund dessen wurde für Integrative Kindertagesstätten mit Rundschreiben I/2004 eine entsprechende Regelung zur pauschalen Vergütung der Leistungen ab dem 01.08.2004 getroffen. Aufgrund der Nichtübernahme der Verpflegungskosten in Integrativen Kindertagesstätten durch die örtlichen Träger der Sozialhilfe ist die Forderung der häuslichen Ersparnis nicht mehr möglich.
Gleiche Grundsätze gelten auch für die Sonderkindergärten und Sondergruppen für sinnesbehinderte, körperbehinderte und mehrfachbehinderte Kinder, die auch Einrichtungen nach dem KiföG M-V sind, denn der besondere eigenständige Auftrag des KiföG M-V und der sich hieraus ergebende Anspruch, gilt für alle Kinder. Einschränkungen sind dem Gesetz nicht zu entnehmen.
Daher müsste der Verpflegungsaufwand auch aus den Einzelvereinbarungen nach § 93 Abs. 2 BSHG mit den Sonderkindergärten und Sondergruppen für sinnesbehinderte, körperbehinderte und mehrfachbehinderte Kinder herausgerechnet werden. Dies ist perspektivisch auch vorgesehen.
Durch das Bestreben den Leistungsbereich der Sonderkindergärten und Sondergruppen im Landesrahmenvertrag nach § 93 d BSHG zum 01.01.2005 neu zu vereinbaren, wurde auf eine Neuverhandlung der Vergütungen für jede einzelne Einrichtung übergangsweise verzichtet. Hierdurch entsteht lediglich eine schlichte Gesetzesinkongruenz, die jedoch nicht zur Nichtigkeit der geschlossenen Vereinbarungen nach § 93 Abs. 2 BSHG führt, denn Unwirksamkeitsgründe für die bestehenden Vereinbarungen liegen nicht vor. Mit dem Nachranggrundsatz des § 2 BSHG ist nicht die Rechtsfolge einer Weitergewährung auf der Grundlage des Sozialhilferechts nach dem Wortlaut, Sinn und Zweck unbedingt ausgeschlossen. Der Umstand, dass zunächst das jeweils vereinbarte Leistungsentgelt (inklusive Verpflegung) seitens der örtlichen Träger der Sozialhilfe weiter zu übernehmen ist, hat kein die Unwirksamkeit der Vereinbarungen rechtfertigendes Gewicht, da weiterhin eine Kostenbeteiligung der Eltern an der Verpflegung durch Forderung der häuslichen Ersparnis nach § 43 Abs. 2 Nr. 1 BSHG zu erfolgen hat. Diese geringe Gesetzesinkongruenz kann in Abwägung mit dem Belang einer baldigen einvernehmlichen Umstellung noch für einen vorübergehenden Zeitraum hingenommen werden.
Im Ergebnis ist daher an den wirksamen Vereinbarungen nach § 93 Abs. 2 BSHG festzuhalten. Ein einseitiges Auflösen ist nur durch Kündigung möglich, die wegen der zuvor genannten Gründe derzeit aber noch nicht beabsichtigt ist.
Mit freundlichen Grüßen
Jörg Rabe
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